
Laudeslumptstadt 
Potsdam 

Satzung 

über die Festlegung und Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme 
von Kindertagesbetreuungsangeboten in Kindertagespflege, für Potsdamer Kinder 
im Land Berlin sowie in Trägerschaft der Landeshauptstadt Potsdam ab 01.08.2023 

Aufgrund der nachfolgend genannten gesetzlichen Grundlagen hat die 
Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam in ihrer Sitzung am 2024, die 
Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme von 
Kindertagesbetreuungsangeboten in Kindertagespflege, für Potsdamer Kinder im Land Berlin sowie 
in Trägerschaft der Landeshauptstadt Potsdam ab 01.08.2023 erlassen: 

Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18.12.2007 (GVB1.1/07, [Nr. 19], 
S.286) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Juni 2022 (GVBI. 1/22, [Nr. 18], S. 6): 

o § 2 BbgKVerf (Aufgaben und Erstattung von Kosten) 
o § 3 BbgKVerf (Satzungen) 
o § 28 Abs. 2 Nr. 9 BbgKVerf (Zuständigkeiten der Gemeindevertretung) 

Achtes Buch des Sozialgesetzbuches (SGB VIII) vom 14.12.2006 (BGBI 1/06, S. 3134); neugefasst 
durch Bek. v. 11.09.2012 (BGBl. 1/12, S. 2022, zuletzt geändert durch das Gesetz vom 21. 
Dezember 2022 (BGBl. 1 S. 2824, 20231 Nr. 19) 

o § 22 SGB VIII (Grundsätze der Förderung in Tageseinrichtungen und Tagespflege) 
o § 23 SGB VIII (Förderung in Kindertagespflege) 
o § 24 SGB VIII (Anspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen und Tagespflege) 
o § 90 SGB VIII (Pauschalierte Kostenbeteiligung) 
o § 97 a SGB VIII (Pflicht zur Auskunft) 

Zweites Gesetz zur Ausführung des Achten Buches des Sozialgesetzbuches - Kinder- und 
Jugendhilfe - (Kindertagesstättengesetz - KitaG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27.06.2004 (GVBI.1/04, [Nr. 16], S.384), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
28. Juni 2023 (GVBI. 1 Nr. 13) 

o § 2a KitaG (Einkommensbegriff) 
o § 17 KitaG (Elternbeiträge) 
o § 44 KitaG (Elternbeiträge und Essengeld) 

Gesetz zum Staatsvertrag zwischen dem Land Berlin und dem Land Brandenburg über die 
gegenseitige Nutzung von Plätzen in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung vom 10.07.2002 
(GVBI. I S. 54; ABI. MBJS S. 425), 
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Landeshauptstadt 

Potsdam 

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Diese Satzung gilt für die Betreuung von 

a) Potsdamer Kinder in der Kindertagespf lege, 
b) Potsdamer Kinder im Land Berlin, 
c) Kinder in Kindertageseinrichtungen in Trägerschaft der Landeshauptstadt Potsdam 

(2) Für die Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuungsangeboten im Land Berlin 
(Kindertagespflege, Krippe, Kindergarten, Hort) durch Kinder, für die die Landeshauptstadt 
Potsdam gemäß § 1 Abs. 1 AGKJHG und § 12 Abs. 1 Satz 1 KitaG leistungsverpflichtet ist, 
erfolgt die Festsetzung und Erhebung der Elternbeiträge gemäß Artikel 6 des Staatsvertrages 
zwischen dem Land Berlin und dem Land Brandenburg über die gegenseitige Nutzung von 
Plätzen in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung vom 07. Dezember 2001 auf der 
Grundlage dieser Satzung. 

(3) Gesetzliche Bestimmungen, wonach für die Inanspruchnahme von Angeboten der 
Kindertagesbetreuung in Kindertagesstätten und Kindertagespflege kein Elternbeitrag zu 
erheben ist, bleiben unberührt. 

§ 2 Aufnahme von Kindern 

(1)Voraussetzung für die Aufnahme eines Kindes ist der Abschluss eines Betreuungsvertrages. 
Bei einem erweiterten Betreuungsbedarf, der über die gesetzliche Mindestbetreuungszeit 
gern. § 1 Abs. 3 KitaG hinausgeht, ist ferner die Vorlage des Bescheides zur 
Rechtsanspruchsfeststellung erforderlich. 

(2) Kinder aus anderen Gemeinden können bei freier Platzkapazität aufgenommen werden. 

(3)Für die Kinder, deren Wohnsitz nicht in Potsdam liegt, müssen dem Fachbereich Kinder, 
Jugend und Familie der Landeshauptstadt Potsdam vor Aufnahme des Kindes von der 
zuständigen Wohnortgemeinde eine Bestätigung des Rechtsanspruches mit Festlegung über 
den Betreuungsumfang vorliegen. 

§ 3 Beitragspflichtige 

(1)Beitrags- und essengeldpilichtig sind die Personensorgeberechtigten (§ 17 Abs. 1 S. 1 KitaG). 

(2) Mehrere Kostenbeitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 

(3)Führen die Personensorgeberechtigten keinen gemeinsamen Haushalt und lebt das Kind nur 
mit einem Personensorgeberechtigten zusammen, so wird nur dessen Einkommen 
einschließlich der Unterhaltsleistungen zu Grunde gelegt. 

(4) Leben die Eltern voneinander getrennt und lebt das Kind bei beiden 
personensorgeberechtigten Elternteilen zu gleichen Teilen (Wechselmodell), sind beide 
Elternteile beitragspflichtig. 
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§ 4 Entstehung der Beitragspflicht 

(1)Die Aufnahme des Kindes erfolgt grundsätzlich zum 01. eines Monats. Mit diesem Tag beginnt 
die Kostenbeitragspflicht. Sollte eine Aufnahme zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen, so wird 
ein anteiliger Beitrag für diesen Monat erhoben. Hierbei wird der Monatsbeitrag durch 21 Tage 
dividiert und mit der Anzahl der betreuten Tage multipliziert. 

(2)Der Kostenbeitrag wird vorbehaltlich der Regelung in § 8 der Satzung unabhängig von der 
tatsächlichen Inanspruchnahme erhoben, d. h. insbesondere während krankheits- oder 
urlaubsbedingter Abwesenheitszeiten des Kindes, oder der allgemeinen Schließzeit der 
Kindertagesstätte. 

(3)Die Beitragspflicht entfällt mit Ablauf des Monats, in dem das Betreuungsverhältnis endet. 

(4) Die Kündigung des Betreuungsverhältnisses richtet sich nach den Regelungen im 
. Betreuungsvertrag. 

§ 5 Beitragserhebung 

(1)Die Elternbeiträge werden für 12 Monate erhoben. Die Schließzeiten sowie durchschnittlichen. 
Fehlzeiten (inkl. Urlaub) sind bei der Kalkulation der Beiträge berücksichtigt. 

(2)Die Verpflichtung zur Zahlung bleibt der Höhe nach bis zur Festsetzung eines neuen Beitrags 
bestehen. 

§ 6 Fälligkeit 

(1)Die Zahlungen für Elternbeiträge und Essengeld sind bis zum 10. eines jeden Monats fällig. 

(2)Die Zahlungen erfolgen grundsätzlich bargeldlos über eine Einzugsermächtigung oder 
Überweisung (Selbstzahlung) unter der Angabe des entsprechenden Verwendungszwecks 
(siehe Betreuungsvertrag). 

(3)Vor der ersten Mahnung erfolgt eine unentgeltliche Zahlungserinnerung. Mahngebühren und 
Rücklastschriftgebühren werden in Höhe der tatsächlich anfallenden Kosten dem 
Beitragspflichtigen in Rechnung gestellt. 

(4) Die Tagessätze nach § 12 (Gastkinder / Besucherkinder) sind am Tag der Inanspruchnahme 
fällig. Der Zeitpunkt der Fälligkeit einer Ferienpauschale für Hortkinder ist im 
Betreuungsvertrag zu regeln. 

§ 7 Maßstab des Elternbeitrags 

(1.) Der Elternbeitrag bemisst sich nach: 

a. dem Elterneinkommen, 
b. dem vereinbarten Betreuungsumfang, 
c. der Zahl der unterhaltsberechtigten Kinder, 

Seite 3 von 8 
Landeshauptstadt Potsdam - Satzung über die Festlegung und Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme von 
Kindertagesbetreuungsangeboten in Kindertagespflege, für Potsdamer Kinder im Land Berlin sowie in Trägerschaft der 
Landeshauptstadt Potsdam ab 01.08.2023 



le>1 Imuleshoupistmli 
Potsdam 

d. dem jeweiligen Altersbereich des Kindes. 

(2)Wechselt der vereinbarte tägliche Betreuungsumfang laut Betreuungsvertrag sollen in 
Abstimmung mit der Leitung der Kindertagesstätte Wochenkontingente gewährt werden. Die 
Gesamtbetreuungszeit innerhalb einer Woche darf nicht überschritten werden. 

(3)Folgende Betreuungsumfänge sind möglich: 

Krippe Kindertagespflege 6h, 7h, 8h, 9h, 10h 
Krippe 6h, 7h, 8h, 9h, 10h 
Kindergarten 6h, 7h, 8h, 9h, 10h 
Hort 4h, 5h, 6h, 7h, 8h 

(4) Leben Kinder in einem Wechselmodell, so sind beide personensorgeberechtigten Elternteile 
unabhängig voneinander, je nach der eigenen familiären Situation und wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit zu berücksichtigen. Der Beitrag wird nach Maßgabe dieser Satzung für 
jeden Kostenbeitragspflichtigen anteilig entsprechend des jeweiligen zeitlichen 
Betreuungsanteils im Rahmen des Wechselmodells erhoben. 

§ 8 Höhe der Beiträge und des Essengeldes 

(1) Die monatliche Höhe des Elternbeitrags ergibt sich aus der Anlage (Tabellenwerte für ein 
Kind), die Bestandteil dieser Satzung ist. Die Höhe der Elternbeiträge ist nach der Höhe des 
Elterneinkommens zu bemessen (§ 17 Abs. 2 Satz 1 KitaG). 

(2) Der Elternbeitrag vermindert sich, ausgehend von der Elternbeitragstabelle für ein Kind 
(Anlage), bei jedem weiteren unterhaltsberechtigten Kind um 20 %. Ein Beitrag wird ab sechs 
unterhaltsberechtigen Kindern nicht erhoben. 

Beitragserhebung je Kind 

Zahl der unterhaltsberechtigten Kinder Beitragszahlung je betreutem Kind 
1 100% 
2 80% 
3 60% 

• 4 40% 
5 20% 
6 Beitragsfreiheit 

(3) Wird ein Kind über die vereinbarte Öffnungszeit hinaus betreut, kann innerhalb der 
Einkommensgruppe, in der die Eltern eingestuft sind, der Tabellenbetrag der nächst höheren 
Betreuungszeit in Ansatz gebracht werden, sofern die Betreuungszeit erheblich (mehrmals in 
der Woche) ausgedehnt wird. 

.(4) Für die Versorgung des Kindes mit Mittagessen haben die Personensorgeberechtigten einen 
Zuschuss in Höhe der durchschnittlich ersparten Eigenaufwendungen zu entrichten 
(Essengeld). Die Höhe des Essengeldes ergibt sich aus der Anlage. Das Essengeld wird nach 
entsprechender Prüfung jährlich angepasst und berücksichtigt etwaige Schließ- und 
durchschnittliche Fehlzeiten der Kinder. 
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(5)Fehlt ein Kind entschuldigt über einen zusammenhängenden Zeitraum von mindestens 2 
Monaten, erfolgt auf Antrag eine Befreiung von der Entrichtung des Elternbeitrags sowie eine 
Befreiung zum Zuschuss des Mittagsessens. 

(6)Fehlt ein Kind unentschuldigt über einen längeren Zeitraum, bleibt der Anspruch auf den Platz 
zwei Monate erhalten. Die Beitragspflicht bleibt unberührt. 

(7)Die Beitragspflichtigen haben unverzüglich alle Veränderungen mitzuteilen, die sich auf die 
Beitragspflicht dem Grunde oder der Höhe nach auswirken können, insbesondere Änderungen 
des Einkommens, der Anschrift, der Anzahl der unterhaltsberechtigten Kinder, des 
Rechtsanspruches, des Betreuungsumfanges oder des Familienstandes. 

§ 9 Einkommen 

(1) Elterneinkommen im Sinne dieses Gesetzes ist die Gesamtsumme der laufenden Netto-
Einnahmen aller im Haushalt des Kindes lebenden Eltern. Eltern im Sinne dieser Vorschrift 
sind die Personen, die die elterliche Sorge gemäß § 1626 Absatz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches im Haushalt des Kindes tatsächlich gemeinsam ausüben. Eine 
Personensorgeberechtigung muss nicht bestehen. Diejenigen, die Elternbeiträge für Angebote 
der Kindertagesbetreuung festsetzen und erheben, sind nicht verpflichtet, die angegebenen 
Beziehungen der im Haushalt lebenden Personen zueinander zu überprüfen. Sie weisen die 
Personensorgeberechtigten auf die möglichen rechtlichen Folgen von Falschangaben hin. 

(2) Zum Einkommen gern. Absatz 1 sind alle Einkünfte in Geld oder Geldeswert zu rechnen, mit 
Ausnahme 

1. der Leistungen nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, 
2. der Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz und nach den Gesetzen, die eine 

entsprechende Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen, und 
3. der Renten oder Beihilfen nach dem Bundesentschädigungsgesetz für Schaden an 

Leben sowie an Körper oder Gesundheit bis zur Höhe der vergleichbaren Grundrente 
nach dem Bundesversorgungsgesetz, 

4. von Einkünften aus Rückerstattungen, die auf Vorauszahlungen beruhen, die 
Leistungsberechtigte aus dem Regelsatz gemäß dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
erbracht haben. 

(3) Zum regelmäßigen Elterneinkommen zählen insbesondere auch 
• Erwerbsminderungs-, 
• Erwerbsunfähigkeits- und Waisenrenten, 
• Unterhaltsbezüge 
• Bezug von Elterngeld 

Abweichend von Absatz 1 bleiben bei der Einkommensberechnung das Kindergeld und das 
Baukindergeld des Bundes sowie die Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz 
außer Betracht. 

(4) Von dem Elterneinkommen gern. Absatz 2 sind abzusetzen: 

1. auf das Einkommen entrichtete Steuern, 
2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung einschließlich der Beiträge zur Arbeitsförderung, 
3. Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen Einrichtungen, 

soweit diese Beiträge gesetzlich vorgeschrieben oder tatsächlich geleistet worden sind, 
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es sei denn, die geleisteten Beiträge sind offensichtlich überhöht, sowie geförderte 
Altersvorsorgebeiträge nach § 82 des Einkommensteuergesetzes, soweit sie den 
Mindesteigenbeitrag nach § 86 des Einkommensteuergesetzes nicht überschreiten, 

4. die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben, 
sogenannte Werbungskosten. 

(5)Berücksichtigungsfähig ist nur das tatsächlich verfügbare Haushaltseinkommen derjenigen 
Elternteile oder desjenigen Elternteils, der oder die in einem gemeinsamen Haushalt mit dem 
Kind lebt oder leben (Wechselmodell). 

(6)Gesetzliche Unterhaltsverpflichtungen werden auf Nachweis einkommensmindernd 
berücksichtigt, wobei Unterhaltsverpflichtungen gegenüber nicht im Haushalt lebenden 
Kindern bereits im Rahmen der Regelung nach § 8 Absatz 2 Berücksichtigung findet. 

(7)Ein Verlustausgleich zwischen verschiedenen Einkunftsarten sowie mit Verlusten des 
zusammenveranlagten Ehegatten oder Lebenspartners ist nicht zulässig. 

(8)Gesetzliche Bestimmungen, . wonach für die Betreuung und Förderung von Kindern in 
Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege kein Kostenbeitrag der 
Personensorgeberechtigten erhoben wird, bleiben unberührt. 

§ 10 Einkommensnachweise 

(1)Die endgültige Festsetzung des Kostenbeitrags erfolgt auf der Grundlage des 
Jahreseinkommens im jeweiligen Kalenderjahr, die vorläufige Festsetzung auf Grundlage des 
Jahreseinkommens im jeweiligen Vorjahr oder des aktuellen Einkommens zum 
Betreuungsbeginn. 

(2)Ergibt sich aus der endgültigen Festsetzung ein höherer Kostenbeitrag, wird die Nachzahlung 
einen Monat nach Bekanntgabe einer entsprechenden Nachzahlungsaufforderung fällig. 
Ergibt sich aus der endgültigen Festsetzung eine Überzahlung, wird diese unverzüglich an den 
Kostenbeitragspflichtigen zurückgezahlt, soweit keine fälligen Forderungen bestehen. 

(3)Die Eltern können alle Veränderungen der familiären und wirtschaftlichen Situation, wie z. B. 
Erwerbslosigkeit, Erwerbstätigkeitsaufnahme, Elternzeit, Geburt eines Geschwisterkindes, 
Adoption, nachträgliche Vaterschaftsfeststellung, Änderungen des Einkommens oder der 
Betreuungszeit, die zu einer Beitragsänderung führen, mitteilen. Es wird dann eine Änderung 
der vorläufigen Festsetzung zum 01. des Folgemonats, in dem das Ereignis eingetreten ist, 
geprüft und gegebenenfalls neu festgesetzt. 

(4) Die Beitragspflichtigen haben ihr Einkommen gegenüber der Landeshauptstadt Potsdam 
erstmals vor der Aufnahme des Kindes in einer Einrichtung nachzuweisen. Danach haben die 
Beitragspflichtigen ihr aktuelles Einkommen jährlich in dem Monat nachzuweisen, der nach 
seiner Benennung dem Monat der Aufnahme des Kindes entspricht. Unterjährige 
Einkommensänderungen werden mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Änderungen 
berücksichtigt. 

(5)Versäumen die Beitragspflichtigen die fristgerechte Vorlage der Einkommensnachweise, kann 
der Höchstbeitrag in Ansatz gebracht werden. 

(6)Sofern die Beitragspflichtigen freiwillig den jeweiligen Höchstbeitrag zählen, müssen keine 
weiteren Nachweise eingereicht werden. 
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(7) Für den Einkommensnachweis kommen insbesondere die folgenden aktuellen Unterlagen in 
Betracht: 

o monatlichp Verdienstbescheinigungen bzw. Jahresverdienstbescheinigungen, 
o Ausdruck der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung, 
o Einkommensteuerbescheid, 
o Leistungsbescheid zum Bezug von Arbeitslosengeld nach dem SGB III, 
o Bewilligungsbescheide über die Gewährung von Sozialleistungen, 
o Vorauszahlungsbescheide des Finanzamtes, 
o Elterngeldbescheid 
o Nachweise von Kapitalerträgen 
o Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung 

Bei Einkünften aus selbstständiger Tätigkeit wird der Einkommenssteuerbescheid des letzten 
Kalenderjahres zugrunde gelegt. Sofern der Einkommenssteuerbescheid zum maßgeblichen 
Zeitpunkt für den Einkommensnachweis noch nicht vorliegt, hat die oder der Beitragspflichtige 
eine Einkommensselbsteinschätzung vorzulegen (Einnahme-Überschuss-Rechnung). Die 
Elternbeiträge werden in diesen Fällen zunächst vorläufig festgesetzt. Der 
Einkommenssteuerbescheid ist umgehend nachzureichen. Auf dieser Grundlage erfolgt die 
endgültige Festsetzung der Elternbeiträge. Die Vorschriften zur Feststellung des Vorliegens 
einer Beitragsbefreiung wegen Unzumutbarkeit gem. § 4 KitaBBV bleiben unberührt. 

(6) Für die Betreuung von Kindern in Kindertagesstätten, die in Pflegefamilien, anderen 
Wohnformen oder stationär in Einrichtungen der Jugendhilfe untergebracht sind, und deren 
Personensorgeberechtigte für diese Kinder Hilfe nach den §§ 33, 34 SGB VIII erhalten, wird 
kein Elternbeitrag erhoben. 

§ 11 Befreiung von Elternbeiträgen 

(1)Gegenüber Personensorgeberechtigten, denen ein Elternbeitrag nach § 90 Abs. 4 SGB VIII 
i.V.m. § 2 Abs. 1 KitaBBV nicht zuzumuten ist, wird kein Elternbeitrag erhoben. In diesem Fall 
findet keine Beitragserhebung nach dieser Satzung statt. 

(2)Besucht ein Kind im letzten Kita-Jahr vor der Einschulung eine Kindertagesstätte des Trägers, 
wird gemäß § 17a Abs. 1 Nr. 1 KitaG kein Elternbeitrag erhoben. Wird das Kind vom 
Schulbesuch zurückgestellt, so gilt die Elternbeitragsbefreiung fort. 

(3)Die Regelungen des § 17a Abs. 1 Nr. 2 (Beitragsbefreiung Kinder im vorletzten Kita-Jahr), 
sowie Nr. 3 (Beitragsbefreiung Kinder erstes Kita-Jahr) KitaG finden entsprechende 
Anwendung. 

§ 12 Besucher-, Gast- und Ferienkinder 

(1)Besucherkinder sind Kinder, die aufgrund einer Kooperationsvereinbarung mit einer anderen 
Kindertagesstätte oder Tagespflegestelle oder auch in Vertretung während Schließzeit, 
Krankheit oder Urlaub betreut werden. Für Besucherkinder wird kein zusätzlicher Elternbeitrag 
erhoben. 

(2)Gastkinder sind Kinder, die zeitweilig eine Kindertagesstätte besuchen. Für diese Kinder sind 
Gastkindvereinbarungen über die vorübergehende Betreuung abgeschlossen. Für diese 
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Betreuungsverhältnisse sind Elternbeiträge zu erheben. Die Elternbeiträge für Gastkinder sind 
nach den vorstehenden Bedingungen zu zahlen, wobei der Tagessatz 1/21 des 
Monatsbeitrages beträgt. 

(3) Besuchen Kinder in den Ferien länger als in der Schulzeit den Hort und ist der Bedarf 
rechtskräftig beschieden, ist eine Ferienpauschale zu entrichten. Diese ist im 
Betreuungsvertrag zu regeln. 

§ 13 Datenschutz 

(4) Zur Berechnung der Beiträge werden die Namen, Anschriften, Geburtsdaten, die Aufnahme-
und Anmeldedaten der Kinder sowie entsprechende Daten der personensorgeberechtigten 
Elternteile oder des personensorgeberechtigten Elternteils bei dem das Kind lebt erhoben. 

(5) Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Leistungsverpflichteten ist zulässig, 
soweit es zur Erfüllung der Aufgaben zur Festsetzung und Erhebung der Elternbeiträge 
erforderlich ist. Die Daten sind zu löschen, sobald sie dafür nicht mehr erforderlich sind. 

(6) Rechtsgrundlage für den Umgang mit den erhobenen Daten ist das Zweite Kapitel des SGB X 
(Schutz der Sozialdaten) und die damit im Zusammenhang stehenden Gesetze und 
Verordnungen. Die Betroffenen werden über ihre sich aus der EU-
Datenschutzgrundverordnung ergebenen Rechte informiert. 

§ 14 Inkrafttreten 

(1)Die Satzung tritt zum 01.08.2023 in Kraft. 

(2)Die Kostenbeitragssatzung für die Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuungsangeboten 
in Tagespflegestellen der Landeshauptstadt Potsdam (Tagespflege-Satzung) und im Land 
Berlin (Elternbeitragssatzung) tritt mit Ablauf des 31.07.2023 außer Kraft. 

Potsdam, den .05.2024 

Anlage: 
- Beitragstabelle 
- Festlegung des Essengeldes 
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Landeshauptstadt Potsdam - Satzung über die Festlegung und Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme von 
Kindertagesbetreuungsangeboten in Kindertagespflege, für Potsdamer Kinder im Land Berlin sowie in Trägerschaft der 
Landeshauptstadt Potsdam ab 01.08.2023 
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